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Hessisches Ministerium 
für Arbeit, Integration, Jugend 
und Soziales, 
Landesjugendamt 
Landesjugendhilfeausschuss 

Vollversammlung am 24. November 2025 

vorgelegt von Fachausschuss Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
und Tagespflege 
Mitglied des LJHA   
Verwaltung des LJHA   

Betr.: Beschlussfassung des LJHA zum Antragsverfahren Fachberatungsförderung 

Beschlussvorschlag: 
Die Vollversammlung möge beschließen: 

Die Verwaltung wird gebeten, das Verfahren zur Antragsstellung für 
die Landesförderung für Fachberatung zum BEP und für Schwerpunkt-Kitas, 
§ 32b Abs. 1,2 HKJGB und für multiprofessionelle Teams zeitgemäßer und effizienter
zu gestalten. Der LJHA bittet um eine Vereinfachung und Digitalisierung der
Antragsverfahren für die Träger der Fachberatung.

Des Weiteren wird die Verwaltung gebeten, auch das Förderverfahren für die 
Beantragung der Landesförderung für die Landesförderung für Fachberatung 
Kindertagespflege/Landesförderung für Fachdienste und Maßnahmen zur Gewinnung, 
Vermittlung, Beratung, Begleitung und Qualifizierung von Tagespflegepersonen § 32b 
Abs. 3 HKJGB zu überprüfen. 

-------------------------------------- 
Der Leiter der Verwaltung  

____________________________________________________________________ 

Begründung: 

Die Fachberatung ist ein auf Dauer angelegter Prozess, der durch die jeweiligen 
Trägerstrukturen eingelöst wird. Dem läuft die aktuelle Art der Förderung zuwider. 

Exemplarisch an der BEP- und Schwerpunkt-Kita-Fachberatung illustriert: Die 
Beantragung der Fachberatungsförderung erfordert, dass im Verfahren die 
Kindertageseinrichtungsleitungen die Fachberatung, neben der Nennung durch den 
Träger der Fachberatung, schriftlich bestätigen. Diese Bestätigungen müssen 
originalschriftlich eingereicht werden. Dies muss in einem sehr begrenzten Zeitraum 
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geschehen, da die entsprechenden Antragsformulare erst Ende Januar/Anfang Februar 
des laufenden Beratungsjahres den Trägern der Fachberatung durch das RP Kassel 
zur Verfügung gestellt werden. Dem Träger der Fachberatung liegen die 
Beauftragungen somit erst Ende Februar/März des laufenden Auftragsjahres 
unterschrieben vor. Folglich wird die Beauftragung im laufenden Auftragsjahr eingeholt, 
dies erschwert die Personalplanung unnötig und ist sehr aufwändig, zudem steht es im 
Widerspruch mit dem Qualitätsanspruch Beratungsverhältnisse kontinuierlich zu 
gestalten. Darüber hinaus wird Verwaltungsressource durch den aufwendigen Vorgang 
der jährlichen Beauftragung gebunden und wertvolle BEP-Beratungszeit für die 
Einrichtungen geht verloren. 
 
Der LJHA regt an, die Fachberatungsförderung nicht jährlich befristet, sondern z.B. 
unbefristet oder mit einer längeren Laufzeit mit einer Kündigungsregelung zu bewilligen, 
mit der Verpflichtung der Träger der Fachberatung, Veränderungen; Zuwächse oder 
Abgänge, zeitnah dem RP schriftlich mitzuteilen. 

 


